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 Bundesministerium des Innern und für Heimat, 10557 Berlin  

 
 
 

 

 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, 

 

auf die mir zur Beantwortung zugewiesene schriftliche Frage übersende ich Ihnen die 

beigefügte Antwort. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

in Vertretung 

 

 

 

 

Johann Saathoff 



  

 

 

  

  

 

Schriftliche Frage des Abgeordneten Christian Leye 

vom 12. Januar 2022 

(Monat Januar 2022, Arbeits-Nr. 1/101) 

 

 

Frage 

Hat die Bundesregierung zwischen 2016 und 2018 eine finanzielle Unterstützung (jed-

weder Art), eine Förderung, eine in Aussichtstellung von Aufträgen (z.B. über Vorver-

träge oder mündliche Absprachen) oder eine öffentliche Beteiligung (direkt oder indi-

rekt) für die bzw. an der Fa. Virtual Solutions AG erwogen, und wenn ja, zu welchen 

Bedingungen (bspw. Zeitraum, Form und Ergebnis (vgl. BT-Drucksache 20/216, Frage 

14)? 

 

Antwort 

Die Bundesregierung und die nachgeordneten Behörden - mit Ausnahme der drei 

Nachrichtendienste des Bundes, nämlich des Bundesnachrichtendienstes (BND), des 

Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) und des Militärischen Abschirmdienstes 

(MAD), die die Antwort aus Gründen des Staatswohls verweigern  – haben zwischen 

2016 und 2018 keine finanzielle Unterstützung (jedweder Art), keine Förderung, keine 

in Aussichtstellung von Aufträgen (z. B. über Vorverträge oder mündliche Absprachen) 

und keine öffentliche Beteiligung (direkt oder indirekt) für die bzw. an der Fa. Virtual 

Solution AG erwogen. 

 

Die Bundesregierung ist nach sorgfältiger Abwägung der Auffassung, dass eine Be-

antwortung der Frage für die Nachrichtendienste nicht erfolgen kann. 

Die Beantwortung der Fragen betrifft solche Informationen, die in besonders hohem 

Maße das Staatswohl berühren und daher selbst in eingestufter Form nicht beantwor-

tet werden können. Das verfassungsrechtlich verbürgte Frage- und Informationsrecht 

des Deutschen Bundestages gegenüber der Bundesregierung findet seine Grenzen in 

den gleichfalls Verfassungsrang genießenden schutzwürdigen Interessen des Staats-

wohls. Eine Offenlegung der angefragten Informationen birgt die Gefahr, dass Einzel-

heiten zur konkreten Methodik und zu in hohem Maße schutzwürdigen spezifischen 

technischen Fähigkeiten der Nachrichtendienste bekannt würden. Infolgedessen 

könnten sowohl staatliche als auch nichtstaatliche Akteure Rückschlüsse auf spezifi-

sche Vorgehensweisen und Fähigkeiten der Nachrichtendienste ziehen. Dies könnte 

folgenschwere Einschränkungen der Informationsgewinnung und Analysefähigkeit zur 

Folge haben, womit letztlich der gesetzliche Auftrag der Nachrichtendienste nicht mehr 

sachgerecht erfüllt werden könnte. Die Gewinnung von solchen Informationen ist für 

die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und für die Aufgabenerfüllung der 
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Nachrichtendienste jedoch unerlässlich. Sofern solche Informationen entfallen oder 

wesentlich zurückgehen sollten, würden empfindliche Informationslücken auch im Hin-

blick auf die Sicherheitslage der Bundesrepublik Deutschland drohen. 

Selbst eine VS-Einstufung und Hinterlegung der angefragten Informationen in der Ge-

heimschutzstelle des Deutschen Bundestages würde ihrer erheblichen Bedeutung für 

die Aufgabenerfüllung der Nachrichtendienste nicht ausreichend Rechnung tragen. 

Die angefragten Inhalte beschreiben die Fähigkeiten und Arbeitsweisen der Nachrich-

tendienste so detailliert, dass eine Bekanntgabe auch gegenüber einem begrenzten 

Kreis von Empfängern ihrem Schutzbedürfnis nicht Rechnung tragen kann. Dies gilt 

insbesondere für die Nutzung nachrichtendienstlich relevanter Techniken oder Fähig-

keiten. Bei einem Bekanntwerden der schutzbedürftigen Information wäre kein Ersatz 

durch andere Instrumente der Informationsgewinnung möglich. 

Hieraus ergibt sich, dass die erbetenen Informationen in ihrer Detailtiefe derart schutz-

bedürftige Geheimhaltungsinteressen berühren, dass das Staatswohl gegenüber dem 

parlamentarischen Informationsrecht in diesem besonderen Einzelfall wesentlich über-

wiegt. Insofern muss ausnahmsweise das Fragerecht des Abgeordneten gegenüber 

dem Geheimhaltungsinteresse der Bundesregierung zurückstehen. Dabei ist der Um-

stand, dass die Antwort verweigert wird, weder als Bestätigung noch als Verneinung 

des angefragten Sachverhalts zu werten. Darüber hinaus kann die Beantwortung der 

Fragen aus Staatswohlgründen nicht erfolgen, weil die Kooperation von Nachrichten-

diensten mit Unternehmen und Personen besonders schützenswert ist. 

Die einzelnen Kooperationspartner arbeiten mit den Nachrichtendiensten nur unter der 

Voraussetzung zusammen, dass die konkrete Kooperation mit ihnen - auch nicht mit-

telbar - preisgegeben, sondern absolut vertraulich behandelt wird. Dies bedeutet, dass 

die geheimhaltungsbedürftigen Informationen zu und aus der Kooperation nicht außer-

halb der Nachrichtendienste weitergegeben werden dürfen. Eine Offenlegung der Ko-

operationspartner würde das Ansehen von deutschen Nachrichtendiensten und das 

Vertrauen in diese daher weltweit erheblich schädigen. Dementsprechend bestünde 

die ernstzunehmende Gefahr eines weitreichenden Wegfalls von Kooperationsmög-

lichkeiten nicht nur bei zivilen Firmen. Würde die Bundesregierung die Informationen 

freigeben, so wäre zudem zu befürchten, dass Kooperationspartner ihrerseits die Ver-

traulichkeit nicht oder nur noch eingeschränkt wahren würden. In der Konsequenz 

könnte es künftig zu einem Rückgang oder zum Wegfall zukünftiger Vertragspartner 

und in der Folge zu einem Wegfall der Erkenntnisgewinnung der Nachrichtendienste 

kommen. Dies alles würde dem deutschen Staatswohl zuwiderlaufen. Dies hätte sig-

nifikante Informationslücken und negative Folgewirkungen für die Abbildung der Si-

cherheitslage in der Bundesrepublik Deutschland sowie im Hinblick auf den Schutz 

deutscher Interessen im Ausland zur Folge. Insofern muss ausnahmsweise das Fra-

gerecht der Abgeordneten gegenüber dem Geheimhaltungsinteresse der Bundesre-

gierung zurückstehen. 




